
5. Kapitel

Straftaten gegen das sozialistische Eigentum 
und die Volkswirtschaft

Vorbemerkung

Der Schutz des sozialistischen Eigentums und der Volkswirtschaft der
DDR vor krim inellen H andlungen ist eine H auptaufgabe des sozialistischen 
Strafrechts, denn der ungestörte Ausbau des ökonomischen Systems des 
Sozialismus als des Kernstücks des entwickelten gesellschaftlichen Sy­
stem s des Sozialismus, die w eitere Entfaltung der P roduktivkräfte  und 
die M eisterung der wissenschaftlich-technischen Revolution sind G rund­
bedingungen fü r die allseitige S tärkung der DDR und dam it fü r das 
Glück jedes ih rer Bürger.

Das 5. K apitel erfaß t die spezifischen Formen der Delikte gegen das 
sozialistische Eigentum  und gegen die W irtschaft.

Auch andere T atbestände des Strafgesetzbuches schützen das soziali­
stische Eigentum und die V olksw irtschaft der DDR vor S traftaten  (z. B. 
die Bestim m ungen des 7. Kap. „S traftaten  gegen die allgem eine Sicher­
heit“ und die §§ 126, 240, 245 bis 248, 272 bis 274 u. a.). Die strafrechtliche 
V erantw ortlichkeit fü r  die Staatsverbrechen auf ökonomischem Gebiet 
w ird im 2. K apitel, besonders durch die §§ 95, 96, 101, 102, geregelt.

Die gesetzliche Regelung der strafrechtlichen V erantw ortlichkeit der 
E igentum s- und W irtschaftsdelikte ist un ter Beachtung der Prinzipien 
des ökonomischen Systems des Sozialismus gestaltet worden. Die gegen­
w ärtige W irtschaftskrim inalität unterscheidet sich wesentlich von der zur 
Zeit des Erlasses der WStVO bzw. von der in den Jah ren  nach 1950, als 
es insbesondere darum  ging, die E inführung und Durchsetzung der P lan ­
w irtschaft strafrechtlich zu 'schützen. Die heutige W irtschaftskrim inalität 
ist vor allem  dadurch gekennzeichnet, daß W irtschaftsfunktionäre oder 
andere W erktätige — darun te r nicht wenige, die sonst gute A rbeit leisten — 
im Prozeß der Produktion bestim m te, zum Schutz der W irtschaft erlassene, 
w irtschaftsregelnde Bestim m ungen und Strafgesetze verletzen. Das sozia­
listische S trafrecht der G egenw art muß die entw ickelte E igenverantw ort­
lichkeit und ökonomische wie juristische Selbständigkeit der Betriebe 
und ökonomischen E inheiten und die Erw eiterung der Entscheidungs­
befugnisse der W irtschaftsfunktionäre berücksichtigen.

Es richtet sich in erste r L inie gegen vorsätzliche, insbesondere aus 
Eigennutz erwachsende, zum Teil in organisierten G ruppen und mit ra ffi­
n ierten M anipulationen durchgeführte Versuche, sich oder andere auf 
Kosten der Volkswirtschaft bzw. der gesamtgesellschaftlichen Interessen 
zu bereichern oder rechtsw idrige Vorteile zu erlangen.


